
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
17. Wahlperiode 

 

Drucksache  17/544 

 06.09.2017 
 

Datum des Originals: 05.09.2017/Ausgegeben: 11.09.2017 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 164 vom 3. August 2017 
des Abgeordneten Matthi Bolte-Richter   BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/289 
 
 
 
Maut-Daten zur Strafverfolgung: Welche Meinung hat die Landesregierung und wenn ja 
wie viele? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
 
Seit geraumer Zeit fordern konservative Sicherheitspolitiker die Aufweichung der strengen 
Zweckbindung bei Daten des elektronischen Autobahnmautsystems, um diese Daten auch für 
die Strafverfolgung zu nutzen. Bislang sieht es die Bundesgesetzgebung nicht vor, dass 
erhobene Mautdaten zu Strafverfolgungszwecken verwendet werden dürfen. Mit der 
Einführung der sogenannten LKW-Maut verfolgte der Gesetzgeber ausschließlich das Ziel, 
dass die durch das Mautsystem erhobenen Daten zu Abrechnungszwecken verwendet werden 
dürften. Der zwischen der CDU NRW und der FDP NRW vor kurzem geschlossene 
Koalitionsvertrag sieht auch keine Initiativen in dieser Richtung vor. 
 
Landesjustizminister Peter Biesenbach vertrat im Plenum des Landtags am 13. Juli für die 
Landesregierung laut vorläufigem Plenarprotokoll folgende Position: „Die Nutzung von 
Mautdaten zu Zwecken der Strafverfolgung ist nach der eindeutigen Gesetzeslage unzulässig. 
Überlegungen, daran etwas zu ändern, liegen bisher nicht auf dem Tisch. So etwas wird von 
uns auch nicht geplant.“ 
 
Nur gut eine Woche später, am 21. Juli, forderte der Justizminister das genaue Gegenteil der 
Position die er namens der Landesregierung zuvor gegenüber dem Landtag vertreten hatte, 
nämlich dass in Deutschland zur Strafverfolgung von Kapitaldelikten auf Mautdaten 
zurückgegriffen werden können solle1. 
 
 

                                                
1 BILD-Zeitung, Düsseldorf, vom 21.07.2017 (online), 
http://www.bild.de/regional/duesseldorf/justizminister/will-mit-maut-daten-verbrecher-jagen-
52613704.bild.html (zuletzt aufgerufen am 28.07.2017).   

http://www.bild.de/regional/duesseldorf/justizminister/will-mit-maut-daten-verbrecher-jagen-52613704.bild.html
http://www.bild.de/regional/duesseldorf/justizminister/will-mit-maut-daten-verbrecher-jagen-52613704.bild.html
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Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 164 mit Schreiben vom 5. September 2017 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem Minister 
für Verkehr beantwortet. 
 
 
1. Welche konkreten Initiativen beabsichtigt die Landesregierung zu unternehmen, 

die darauf zielen, bei der Strafverfolgung von Kapitaldelikten auch auf Mautdaten 
zurückzugreifen? 

Keine. 
 
 
2. Welche Anlässe haben sich zwischen dem 13. Juli 2017 und dem 21. Juli 2017 

ergeben, aufgrund derer die Landesregierung ihre durch den Justizminister 
gegenüber dem Landtag vertretene Haltung revidiert hat? 

 
3. Fand zwischen dem 13. Juli 2017 und dem 21. Juli 2017 das durch den 

Justizminister erwähnte „Nachdenken“ mit dem „Sachverstand von 
Datenschützern, Verfassungsrechtlern, der gerichtlichen und auch der 
staatsanwaltschaftlichen Praxis sowie der Anwaltschaft“ statt? 

 
4. In welchen Verdachtsfällen beabsichtigt der Justizminister Mautdaten zur 

Strafverfolgung welcher Straftatbestände unter welchen Bedingungen zu 
verwenden? 

 
5. Innerhalb welches Zeitrahmens sollen diese Pläne umgesetzt werden? 

 
Die Fragen 2 bis 5 werden gemeinsam beantwortet.  
 
Der in der Kleinen Anfrage behauptete Widerspruch besteht nicht. Die am 21. Juli 2017 in den 
Medien wiedergegebene Äußerung des Justizministers ist ein Beitrag zu der von ihm auch in 
der Plenarrede befürworteten ergebnisoffenen Diskussion über das Thema. Im Übrigen wird 
auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 
 


